Jugend und Parlament 2014
Fahrerlaubnis
Der Bundesrat hat einen Gesetzentwurf zur Einführung einer regelmäßigen Überprüfung der Fahrerlaubnis älterer Menschen in den Bundestag eingebracht. 
Die Rechtslage

Führerscheine für Krafträder (Klasse A) und Pkws (Klasse B) haben in Deutschland eine Gültigkeit von 15 Jahren. Für die Verlängerung ist kein Nachweis über die Fahrtauglichkeit nötig.

Führerscheine für Busse (Klasse D) oder Lastkraftwagen (Klasse C) haben eine Gültigkeit von 5 Jahren. Für die Verlängerung ist die körperliche und geistige Tauglichkeit nachzuweisen. Gleiches gilt für den Personenbeförderungsschein, den z.B. Fahrerinnen und Fahrer von Taxis benötigen. 

Mit diesen Regelungen wird in Deutschland eine Richtlinie der EU aus dem Jahr 2006 umgesetzt. Diese würde ebenso zulassen, dass auch für die Erneuerung der Führerscheinklassen A und B die Fahrtauglichkeit überprüft wird. Sie würde außerdem erlauben, bei Personen ab 50 Jahren die Gültigkeit für alle Führerscheinklassen stärker zu begrenzen. In Deutschland wurde aber bislang keine entsprechende Regelung getroffen. 

Die Diskussion über eine Überprüfung der Fahrerlaubnis 
In der öffentlichen Diskussion über die Sicherheit auf Deutschlands Straßen wird immer wieder gefordert, dass Autofahrerinnen und -fahrer regelmäßig ihre Fahrtüchtigkeit unter Beweis stellen sollten. 
Argumentiert wird mit der relativ höheren Zahl von Unfällen älterer Bürgerinnen und Bürger und der Gefährdung, die davon für sie selbst wie auch für die weiteren Verkehrsteilnehmerinnen und -teilnehmer ausgehe. 

Vor diesem Hintergrund überlegt und diskutiert man seit geraumer Zeit in Politik, Medien, Wissenschaft und Gesellschaft über die Freiheit und Verantwortung älterer Verkehrsteilnehmerinnen und -teilnehmer sowie über die Folgen einer Pflicht zur Überprüfung der Fahrtauglichkeit für das private und berufliche Leben.
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Gesetzentwurf

des Bundesrates
Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer regelmäßigen Überprüfung der Fahrerlaubnis bei älteren Verkehrsteilnehmerinnen und Verkehrsteilnehmern 

(1) Der Führerschein für die Klassen A und B ist bei Personen ab Vollendung des 65. Lebensjahres zwei Jahre gültig. 

(2) Der Führerschein für die Klassen C und D sowie der Personenbeförderungsschein sind bei Personen ab Vollendung des 50. Lebensjahres ein Jahr gültig. 

(3) Zur Verlängerung der Gültigkeit muss ein Nachweis über die körperliche und geistige Fahrtauglichkeit vorgelegt werden. Für diesen Nachweis sind durch eine Ärztin oder einen Arzt das Seh- und Hörvermögen, der allgemeine Gesundheitszustand sowie die Reaktions- und Orientierungsfähigkeit zu untersuchen.

(4) Die Kosten für die ärztliche Untersuchung trägt im Fall der Führerscheinklassen A und B die Krankenkasse, im Fall der Führerscheinklassen C und D sowie des Personenbeförderungsscheins die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber. 
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Grundlegende Ansichten der CVP

Die CVP sieht die Gleichberechtigung zwischen den Generationen als wichtigen Wert. Sie setzt sich dafür ein, dass ältere Menschen selbstbestimmt handeln und am gesellschaftlichen Leben teilnehmen können. 

Die Unternehmen möchte die CVP nicht durch unnötige Hürden belasten und insbesondere die Arbeitsplätze älterer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nicht gefährden.

Zugleich ist die Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger ein zentrales Anliegen der CVP.

Positionen der CVP zu einer regelmäßigen Überprüfung der Fahrtauglichkeit im Alter

Die CVP steht einem Zwang zur Überprüfung der Fahrtauglichkeit skeptisch gegenüber. Älteren Menschen ohne Anlass pauschal die Fähigkeit abzusprechen, ein Fahrzeug zu lenken, wäre diskriminierend. 

Verkehrssicherheit

· Junge Verkehrsteilnehmerinnen und -teilnehmer sind weitaus häufiger in Unfälle verwickelt als ältere Menschen. Der hohe Aufwand, der für die Überprüfung notwendig wäre, lässt sich daher nicht rechtfertigen. 

· Ältere Menschen kompensieren die Nachteile ihres Alters durch ihre langjährige Erfahrung im Verkehr und einen vorsichtigeren Fahrstil.

· Für die Fahrtauglichkeit kommt es nicht auf das Alter an, sondern auf die Gesundheit. Daher sollten Ärztinnen und Ärzte angehalten werden, ihren Patientinnen und Patienten bei Bedarf den Verzicht auf das Fahren nahezulegen. Zudem sollte das eigene Bewusstsein der Menschen geschärft werden, den Führerschein freiwillig abzugeben, wenn sie nicht mehr fahrtüchtig sind. 
Einschränkung der Mobilität und Selbstbestimmung: 
· Ältere Menschen sind in unserer Gesellschaft häufig pauschalen Diskriminierungen ausgesetzt. Dem sollte nicht Vorschub geleistet werden.

· Ältere Menschen sind heute oft bis ins hohe Alter gesund und können ein Auto problemlos steuern.

· Insbesondere in ländlichen Gebieten bedeutet der Entzug des Führerscheins eine dramatische Einschränkung der Teilnahme am gesellschaftlichen Leben.  
Auflagen für ältere Berufskraftfahrerinnen und Berufskraftfahrer
Im Falle älterer Berufskraftfahrerinnen und Berufskraftfahrer unterstützt die CVP den Vorschlag häufigerer Überprüfungen ab 50 Jahre. 

· Dies schützt die Berufskraftfahrerinnen und -fahrer, weil Unfälle im Schwerkraftverkehr für die betroffenen Menschen besonders gefährlich sind. 

· Ebenso entlastet dies die Transportunternehmen und ihre Versicherungen, weil Unfälle im Schwerkraftverkehr hohe finanzielle Schäden verursachen. 

Die Strategie der CVP bei diesem Gesetzentwurf
Die CVP ist die größte Fraktion. Um stabil regieren zu können und ein gutes Außenbild abzugeben, ist sie aber auf eine gute Zusammenarbeit mit ihrem Koalitionspartner angewiesen. Daher ist es wichtig, bei Meinungsunterschieden den Dialog mit der APD frühzeitig aufzunehmen und Kompromisse zu suchen. Gemeinsamkeiten mit der Opposition sind erfreulich, ersetzen aber keine Einigung in der Regierung. 
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Grundlegende Ansichten der APD

Die APD sieht den Staat in der Pflicht, den gesundheitlichen und persönlichen Schutz seiner Bürgerinnen und Bürger zu gewährleisten und die Würde jeder Person zu respektieren. 

Wirtschaftlich steht für die APD im Zentrum, das Wohl der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sicherzustellen und keine Arbeitsplätze zu gefährden.

Positionen der APD zu einer regelmäßigen Überprüfung der Fahrerlaubnis im Alter

Die APD sieht in der Führerscheinüberprüfung eine sinnvolle Maßnahme, um Unfällen vorzubeugen.  
Verkehrssicherheit

· Bei älteren Menschen besteht ein erhöhtes Risiko gesundheitlich bedingter Fahruntauglichkeit. Hör- und Sehkraft nehmen im Alter ab, auch das Reaktionsvermögen wird langsamer. 

· Kampagnen zur freiwilligen Abgabe des Führerscheins haben kaum Erfolg gezeigt. Bei der Einschätzung der Fahrtauglichkeit reicht es nicht aus, sich auf das subjektive Empfinden zu verlassen. 
· An einem Großteil der Unfälle, an denen Senioren beteiligt sind, tragen diese die Hauptschuld. 

· Auch ein besonders vorsichtiger Fahrstil kann Unfälle verursachen. 
· In den meisten europäischen Ländern sind derartige Tests bereits üblich. 
· Die Maßnahme ist nicht als Diskriminierung älterer Verkehrsteilnehmerinnen und-teilnehmer zu verstehen. Sie entbindet nicht davon, auch die Jüngeren für ein sicheres Fahrverhalten zu sensibilisieren. Fahranfängerinnen und -anfänger erhalten schon heute ihren Führerschein auf Probe. 

Einschränkung der Mobilität und Selbstbestimmung: 
· Durch eine positive Darstellung und frühzeitige Aufklärungsarbeit können ältere Verkehrsteilnehmerinnen und -teilnehmer selbst für die Notwendigkeit eines Eignungstests sensibilisiert werden. 

· Der Eignungstest ist eine Routineuntersuchung, die mit gewöhnlichen ärztlichen Kontrollbesuchen verbunden werden kann. Er bedeutet somit keinen hohen Aufwand. 

· Alternativen zum Auto müssen insbesondere in ländlichen Gebieten die Mobilität älterer Menschen sichern. So bieten einige Kommunen diesen eine kostenlose Jahreskarte für den Nahverkehr an. 

Auflagen für ältere Berufskraftfahrerinnen und Berufskraftfahrer
· Auch bei älteren Berufskraftfahrerinnen und -kraftfahrern ist eine Überprüfung der Fahrtauglichkeit wichtig. Dieser Beitrag zur Arbeitssicherheit dient nicht zuletzt ihnen selbst. 
· Im Falle eines Entzugs der Fahrerlaubnis muss gewährleistet werden, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer z.B. durch Umschulungsmaßnahmen neue berufliche Perspektiven erhalten. 
Die Strategie der APD bei diesem Gesetzentwurf
Die APD bildet mit der CVP eine Regierungskoalition. Daher ist sie grundsätzlich um eine gute Zusammenarbeit mit der CVP bemüht. Nur so können beide stabil regieren und ein gutes Außenbild abgeben. Im Fall von Meinungsunterschieden ist es wichtig, rechtzeitig Kompromisse zu suchen. Gemeinsamkeiten mit Oppositionsparteien sind erfreulich, das Ziel ist aber immer, sich mit dem eigenen Partner zu verständigen.
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Grundlegende Ansichten der PSG 

Das Wohl der Menschen steht bei der PSG im Mittelpunkt ihres Programms. Sie fordert umfassende Freiheiten für die Bürgerinnen und Bürger und prangert die Diskriminierung von Schwächeren an. 

Für die PSG ist außerdem zentral, dass die Wirtschaft den Menschen dient. Der Staat darf nach Ansicht der PSG daher die Unternehmen in ihrem Handeln einschränken, um das Wohl der Menschen zu sichern. 
Positionen der PSG zu einer regelmäßigen Überprüfung der Fahrerlaubnis im Alter

Die PSG sieht eine Verpflichtung zur Überprüfung der Fahrtauglichkeit als eine pauschale Diskriminierung gegenüber älteren Bürgerinnen und Bürgern an.

Verkehrssicherheit

· Ältere Verkehrsteilnehmerinnen und -teilnehmer sind selten in Unfälle verwickelt, bei denen Menschen geschädigt werden. Zumeist verursachen sie nur Blechschäden, denn sie fahren vorwiegend im lokalen Umfeld und mit geringem Tempo. 
· Ältere Menschen kompensieren die Nachteile ihres Alters durch ihre langjährige Erfahrung im Verkehr und einen vorsichtigeren Fahrstil.

Einschränkung der Mobilität und Selbstbestimmung: 
· In unserer Gesellschaft haben wir einen fatalen Hang entwickelt, diejenigen, die uns nicht bequem sind und die von der Norm abweichen, zu verdrängen. Dazu zählen auch ältere Menschen.

· In ländlichen Gebieten verursacht schon die Möglichkeit, den Führerschein zu verlieren, große Angst. Ein Taxi können sich viele nicht leisten. Ohne Auto wird dort der tägliche Einkauf unmöglich und es droht die soziale Vereinsamung. 
· Diejenigen, die aus gesundheitlichen Gründen tatsächlich nicht sicher fahren können, müssen wir durch ärztliche Fürsorge und soziale Angebote motivieren, ihren Führerschein freiwillig abzugeben.

· Ärztliche Untersuchungen sind hinsichtlich der Fahrtauglichkeit nur begrenzt aussagefähig. Auch besteht die Gefahr, dass insbesondere gut zahlende Privatversicherte von ihrer Ärztin / ihrem Arzt ein Gefälligkeitsattest erhalten.

Auflagen für ältere Berufskraftfahrerinnen und Berufskraftfahrer
· Wenn Menschen beruflich fahren müssen, sollte ihre Fahrtauglichkeit regelmäßig überprüft werden. Dies dient ihrer eigenen Arbeitssicherheit. Andernfalls ist zu befürchten, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gesundheitliche Probleme verbergen, um ihre Stelle nicht zu gefährden.

· Im Falle eines Entzugs der Fahrerlaubnis muss gewährleistet werden, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer neue berufliche Perspektiven erhalten oder aber eine faire Abfindung und Rente. 
Die Strategie der PSG bei diesem Gesetzentwurf

Die PSG ist die Oppositionspartei, die bei den letzten Wahlen die meisten Stimmen erhalten hat (mit knappem Vorsprung vor der ÖSP). Bereitschaft und Interesse der übrigen Fraktionen, mit der PSG zusammenzuarbeiten, sind allerdings gering.

Ihre Strategie ist daher, klare Positionen zu beziehen, Widersprüche in den Argumentationen anderer Parteien aufzudecken und der Öffentlichkeit deutlich zu machen, was eigentlich sinnvoll wäre. 
	Positionen der ÖSP
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Grundlegende Ansichten der ÖSP

Seit ihren Anfängen kämpft die ÖSP für Selbstbestimmung und gegen Diskriminierung und möchte den Menschen ein Bewusstsein dafür vermitteln, welche Folgen ihr Handeln für ihre Umwelt hat.

Die Wirtschaft soll nach Ansicht der ÖSP so frei wie möglich handeln, allerdings nur, soweit sie nicht das Wohl der Menschen oder der Umwelt bedroht.

Positionen der ÖSP zu einer regelmäßigen Überprüfung der Fahrerlaubnis im Alter

Die ÖSP befürwortet eine regelmäßige Führerscheinüberprüfung, würde diese aber anders ausgestalten.
Verkehrssicherheit

· Wer in Deutschland den Führerschein einmal besitzt, muss nie wieder nachweisen, fahrtüchtig zu sein. Die Menschen verändern sich jedoch im Lauf des Lebens.

· Wir sollten daher die Gültigkeit des Führerscheins generell auf 10 Jahre begrenzen. Von Beginn an  kann so die Verlängerung mit einer Überprüfung der Fahrtauglichkeit verbunden werden.

· Ab 65 sollte die Gültigkeit auf zwei Jahre begrenzt und die Fahrtauglichkeit entsprechend häufiger überprüft werden. Denn in diesem Alter verändert sich der Gesundheitszustand in der Regel schneller. Viele Menschen nehmen Medikamente, sehen schlechter, reagieren langsamer. 
· Darüber hinaus müssen wir bei allen Fahrerinnen und Fahrern das Bewusstsein dafür stärken, dass Fahrtauglichkeit nicht unbegrenzt besteht und dass bei Problemen ärztlicher Rat einzuholen ist. 

· So ist eine Überprüfung der Fahrerlaubnis älterer Menschen nur eine Maßnahme unter mehreren, die nicht als Diskriminierung, sondern als Beitrag zur Verkehrssicherheit aller zu interpretieren ist. 
Mobilität und Selbstbestimmung älterer Menschen

· Die Selbstbestimmung älterer Menschen hat eine fatale Kehrseite: Ohne regelmäßige Gesundheits​checks überlassen wir es der Familie und dem Freundeskreis, ältere Menschen auf den Rückgang ihrer Fahrtauglichkeit hinzuweisen. Dies kann das Verhältnis schmerzlich belasten. 
· Damit Selbstbestimmung ohne Führerschein gelingen kann, brauchen wir Alternativen zum Auto. So bieten einige Kommunen älteren Menschen eine kostenlose Jahreskarte für den Nahverkehr an. 

· Eine wichtige Voraussetzung dafür ist der Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs, insbesondere die Entwicklung innovativer Konzepte für den Nahverkehr im ländlichen Raum. 

Auflagen für ältere Berufskraftfahrerinnen und Berufskraftfahrer
· Bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die beruflich fahren, ist eine Überprüfung der Fahrtauglichkeit besonders wichtig. Dieser Beitrag zur Arbeitssicherheit dient nicht zuletzt ihnen selbst. 
· Im Falle eines Entzugs der Fahrerlaubnis muss gewährleistet werden, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer z.B. durch Umschulungsmaßnahmen neue berufliche Perspektiven erhalten. 
Die Strategie der ÖSP bei diesem Gesetzentwurf

Die ÖSP befindet sich in der Opposition und möchte dort deutlich ihre Meinung zeigen. Zugleich ist ihr wichtig, dass die Bürgerinnen und Bürger sie als Partei wahrnehmen, die sich sinnvollen Lösungen nicht verweigert. Wenn wichtige eigene Anliegen berücksichtigt wurden, kann es für sie daher sinnvoll sein, einen Kompromiss mit anderen Fraktionen zu schließen, andernfalls aber das Ergebnis klar abzulehnen. 

